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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Grietje Bettin, Ekin Deligöz, Kai Gehring,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 16/3749 –

IT-Gipfel der Bundesregierung am 18. Dezember und Programm
Informationsgesellschaft Deutschland 2010 (iD2010)

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Am 18. Dezember 2006 findet der IT-Gipfel der Bundesregierung im Hasso-
Plattner-Institut in Potsdam statt. Der Gipfel soll laut Bundesregierung Arbeits-
und Diskussionsforum für Wirtschaft, Wissenschaft und Politik sein. Die Qua-
lität des IT-Standorts Deutschland soll im internationalen Wettbewerb verbes-
sert werden. Die Bundesregierung will mit einer einheitlichen Strategie den
weiteren Ausbau der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands bei den Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien forcieren. Dies hat sie auch in ihrem
im November 2006 vorgelegten Programm „iD2010 Informationsgesellschaft
Deutschland 2010“, in dem die verschiedenen programmatischen Maßnahmen
der Bundesregierung in den Bereichen IKT und Neue Medien zusammenge-
fasst werden, deutlich gemacht.

Die Bundesregierung war durch das Bundeswirtschaftsministerium am UN-
Weltgipfel Informationsgesellschaft 2003 (WSIS) in Genf und 2005 in Tunis
beteiligt. Sie hat die Schlusserklärungen beider Gipfel mit erarbeitet und ver-
abschiedet. In Genf und Tunis wurde insbesondere die Absicht erklärt, eine
menschenorientierte, inklusive Informationsgesellschaft aufzubauen, die Men-
schenrechte sichert, die Teilhabe aller ermöglicht und sich nicht auf die Förde-
rung von Informations- und Kommunikationstechnologien als Wirtschafts-
und Wachstumsfaktoren beschränkt. Vielmehr sollen Informations- und Kom-
munikationstechnologien als Werkzeuge eingesetzt werden, eine Informations-
gesellschaft aufzubauen, in der alle Zugang zu Informationen und Wissen ha-
ben und damit ihre Möglichkeiten voll ausschöpfen und zur nachhaltigen Ent-
wicklung beitragen können. Ein weiteres Ergebnis der beiden Gipfel war die
Erklärung, den privaten Sektor und die Zivilgesellschaft in den Aufbau einer
solchen Informationsgesellschaft systematisch mit einzubeziehen und damit
den erfolgreichen Multistakeholderansatz der beiden Gipfel fortzusetzen. Im
Prozess zur Vorbereitung des UN-Weltgipfels Informationsgesellschaft und
zum UN-Internet Governance Forum (IGF) im November 2006 in Athen hat
sich die Bundesregierung für das Multistakeholdermodell eingesetzt und im
Zusammenhang mit dem IGF begrüßt, dass den Vertreterinnen und Vertretern
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von Wirtschaft und Zivilgesellschaft eine direkte und vollständig gleichberech-
tigte Mitwirkung ermöglicht wird (s. a. Bundestagsdrucksache 16/3231).

Presseberichten und Informationen aus dem Bundesministerium für Wirtschaft
und Technologie (BMWi) kann entnommen werden, dass beim anstehenden
nationalen IT-Gipfel fast ausschließlich Wirtschaftsunternehmen teilnehmen.
Weder Parlament noch zivilgesellschaftliche Gruppen sind in die Vorbereitun-
gen zum Gipfel eingebunden oder zum Gipfel selbst eingeladen worden. Der
in Genf und Tunis mit befürwortete Multistakeholderansatz findet auf dem
IT-Gipfel keine Berücksichtigung.

Die Bundesregierung verweist im Programm iD2010 darauf, dass die Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien einen Schwerpunkt der neuen,
integrierten Innovationspolitik der Bundesregierung bilden. Eine erfolgreiche
IKT-Politik verbinde Aspekte der Innovations- und Wettbewerbspolitik mit
Elementen der Verwaltungsmodernisierung und gesellschaftlichen Teilhabe zu
einer einheitlichen Strategie.

Der in Genf und Tunis mit befürwortete Multistakeholderansatz findet auch im
Programm iD2010 keine Berücksichtigung.

Auf eine mündliche Frage der Abgeordneten Grietje Bettin vom 8. November
2006, wie der gesellschaftliche Aspekt der Informationsgesellschaft im Pro-
gramm iD2010 berücksichtigt würde, antwortete Bundeswirtschaftsminister
Michael Glos, man wolle in allererster Linie die immer stärker nach vorne
drängende neue Technologie in einen vernünftigen Rechtsrahmen stellen, die
Vernetzung fördern und damit vor allen Dingen neue Nutzerkreise und Arbeits-
plätze in der IuK-Technologie erschließen (Plenarprotokoll 16/62, S. 6056 A).

Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

Mit dem ersten nationalen IT-Gipfel wurde ein gemeinsames Signal von Bun-
desregierung, Wirtschaft und Wissenschaft für die Innovations- und Wettbe-
werbsfähigkeit des Standorts Deutschland gesetzt. Auf dem IT-Gipfel wurde mit
der „Potsdamer Initiative für den IKT-Standort Deutschland“ ein gemeinsames
12-Punkte-Programm verabschiedet und veröffentlicht, das auf der Grundlage
des neuen Aktionsprogramms „Informationsgesellschaft Deutschland 2010“
(kurz iD2010) und der Hightech-Strategie der Bundesregierung neue Maßnah-
men und Leuchtturmprojekte auf ausgewählten Innovations- und Wachstumsfel-
dern zusammenfasst. Die Bundesregierung, die Wirtschaft und Wissenschaft ha-
ben sich zur gemeinsamen Umsetzung dieses Handlungsprogramms verpflichtet
und die Fortsetzung des Dialogs zur IKT-Politik auf hochrangiger Ebene unter
der Leitung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie vereinbart.
Zur CeBIT 2007 wird die Bundesregierung gemeinsam mit der Wirtschaft Zwi-
schenbilanz ziehen und das Handlungsprogramm weiter konkretisieren. Die
Bundesregierung wird die Umsetzung der vereinbarten Maßnahmen auf einem
nachfolgenden IT-Gipfel im Herbst 2007 gemeinsam mit Wirtschaft und Wis-
senschaft beraten.

1. Wer wird am IT-Gipfel der Bundesregierung am 18. Dezember 2006 teil-
nehmen, und unter welchem Aspekt wurden die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer eingeladen?

An dem IT-Gipfel am 18. Dezember 2006 haben auf Einladung von Bundes-
kanzlerin Dr. Angela Merkel führende Vertreterinnen und Vertreter aus Politik,
Industrie und Wissenschaft teilgenommen. Die Einladung erfolgte unter dem
Aspekt, wie die neuen Herausforderungen für den IKT-Standort Deutschland
– insbesondere Globalisierungsdruck auf IKT-Industrie und rasante Entwick-
lung der neuen Internettechnologien – gemeinsam besser bewältigt werden kön-
nen.
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2. Welche Ministerien und welche Akteure und Organisationen außerhalb der
Bundesregierung waren an den Vorbereitungen zum IT-Gipfel beteiligt?

An den Vorbereitungen des IT-Gipfels waren unter der Federführung des Bun-
deskanzleramtes die Bundesministerien für Wirtschaft, des Innern, für Bildung
und Forschung, für Gesundheit, für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz, für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, der Justiz und des Aus-
wärtigen Amtes beteiligt. Darüber hinaus waren beteiligt hochrangige Vertrete-
rinnen und Vertreter von Unternehmen, der Verbände „Bundesverband Informa-
tionswirtschaft Telekommunikation und Neue Medien e. V.“ (BITKOM), „Bun-
desverband der Deutschen Industrie e. V.“ (BDI), „Bundesverband deutscher
Banken e. V.“, „Deutscher Städte- und Gemeindebund“ (DStGB), „Verbrau-
cherzentrale Bundesverband e. V.“ (vzbv) und „AOK Bundesverband“ sowie
der IG Metall, Universitäten und außeruniversitären Forschungseinrichtungen.

3. Ist der Bundesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit in die
Vorbereitungen zum IT-Gipfel einbezogen worden?

Der Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit wurde nicht in die
Vorbereitungen zum IT-Gipfel einbezogen.

4. Mit welcher Begründung wird die Zivilgesellschaft beim nationalen IT-Gip-
fel nicht einbezogen, obwohl die Bundesregierung die WSIS-Erklärungen
mit verabschiedet hat, die Einbeziehung der Zivilgesellschaft bei Fragen
der Förderung der Informationsgesellschaft als wichtig erachtet und den
Einbeziehungsprozess im Rahmen von WSIS und des Internet Governance
Forums (IGF) als positiv bewertet hat?

Im Zentrum des nationalen IT-Gipfels stand die Verbesserung der wirtschaft-
lichen und technischen Rahmenbedingungen für Informations- und Kommuni-
kationstechnologien (IKT) in Deutschland als wesentliche Voraussetzung für die
Stärkung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der heimischen IKT-Bran-
che. Angesichts dieser wirtschafts- und technologiepolitischen Grundausrich-
tung standen auf dem IT-Gipfel zivilgesellschaftliche Aspekte nicht im Fokus.

5. Inwieweit wurden Vertreterinnen und Vertreter von KMU in die Vorberei-
tungen des IT-Gipfels einbezogen und zum Gipfel selber eingeladen vor
dem Hintergrund, dass die Bundesregierung ihr Programm iD2010 als Teil
der nationalen Umsetzung der Lissabon-Strategie der EU benennt und es
ein Schwerpunkt der Strategie ist, kleine und mittlere Unternehmen (KMU)
zu fördern, wie es auch der deutsche Umsetzungsbericht zur Lissabon-Stra-
tegie vom Herbst 2006 bekräftigt?

An den Vorbereitungen des IT-Gipfels waren Vertreterinnen und Vertreter von
kleinen und mittleren Unternehmen sowohl der Hersteller als auch der Anwen-
der von Informations- und Kommunikationstechnik beteiligt.

6. Welche Ergebnisse erhofft sich die Bundesregierung vom IT-Gipfel?

Der IT-Gipfel hat sich auf ein gemeinsames 12-Punkte-Programm mit dem Titel
„Potsdamer Initiative für den IKT-Standort Deutschland“ verständigt, das zu-
kunftsträchtige Wachstumsfelder aufzeigt, auf denen Deutschland bei den Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien an die Weltspitze geführt werden
soll.
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7. Wie, und an welcher Stelle sollen die Ergebnisse des IT-Gipfels in die wei-
tere Entwicklung der nationalen Strategie zur Informationsgesellschaft
Deutschland einfließen?

Die Ergebnisse des IT-Gipfels werden in die Umsetzung des neuen Aktionspro-
gramms der Bundesregierung „Informationsgesellschaft Deutschland 2010“
(kurz iD2010) einfließen. Auf der CeBIT 2007 wird die Bundesregierung ge-
meinsam mit der Wirtschaft und der Wissenschaft eine Zwischenbilanz zu den
ersten Umsetzungsschritten des IT-Gipfels ziehen. Eine Bestandsaufnahme zu
den ersten Ergebnissen soll auf einem Folgegipfel im Herbst 2007 vorgenom-
men werden.

8. Kann die Bundesregierung erklären, wie und an welcher Stelle sie die Gip-
felerklärungen aus Genf und Tunis sowie die Ergebnisse aus Athen natio-
nal umsetzen möchte?

Die Bundesregierung bekennt sich weiterhin nachdrücklich zu den in den WSIS-
Abschlussdokumenten von Genf und Tunis niedergelegten Werten und Zielen
für eine inklusive Informationsgesellschaft. Seit Mitte der 90er-Jahre konnten
auf der Grundlage mehrerer nationaler Aktionspläne in Deutschland bereits
viele der im WSIS-Prozess definierten Ziele erreicht werden. So nimmt
Deutschland hinsichtlich der gesellschaftlichen Breite der Internet-Nutzung im
internationalen Vergleich einen Platz in der Spitzengruppe ein. Die Bundes-
regierung wird ihre Bestrebungen zu einer „Informationsgesellschaft für alle“
auch unter Berücksichtigung der im Rahmen des IGF-Prozesses gewonnenen
Erkenntnisse auf der Grundlage des aktuellen nationalen Aktionsplans ID2010
konsequent fortsetzen.

9. Ist von der Bundesregierung in nächster Zukunft ein weiteres Programm
zur Informationsgesellschaft zu erwarten, das die auf den Weltgipfeln
(WSIS) vereinbarten Ziele und Programme auf nationaler Ebene umsetzt
und insbesondere auf die gesellschaftlichen und menschlichen Aspekte
der Informationsgesellschaft eingeht?

Wie soll dabei der Multistakeholderansatz umgesetzt werden?

Mit der offiziellen Einbindung von Wirtschaft und Zivilgesellschaft in den WSIS-
Prozess auf nationaler wie auch internationaler Ebene hatte Deutschland ein
wichtiges Signal gesetzt. Die Bundesregierung prüft derzeit, über welche inno-
vativen Instrumente die Einbindung aller gesellschaftlichen Gruppen in die na-
tionale politische Diskussion zur Informationsgesellschaft Deutschland weiter
verbessert werden könnte. Die Bundesregierung sieht jedoch keine Notwendig-
keit und hat nicht die Absicht in nächster Zukunft ein weiteres Programm zur
Informationsgesellschaft zu erarbeiten.

10. Was versteht die Bundesregierung unter dem Begriff „menschen-zen-
trierte, inklusive und Entwicklungs-orientierte Informationsgesellschaft“,
der in der Prinzipiendeklaration des Weltinformationsgipfels in Genf 2003
festgehalten ist?

Die Bundesregierung misst der Teilhabe aller gesellschaftlichen Gruppen auf
dem Weg in die globale Informationsgesellschaft besondere Bedeutung bei.
Zahlreiche Initiativen richten sich gezielt an gesellschaftliche Gruppen mit be-
sonderen Bedürfnissen wie etwa Frauen und Mädchen, Seniorinnen und Senio-
ren sowie Mitbürgerinnen und Mitbürger mit eingeschränkter Mobilität. Die
Bundesregierung ist der festen Überzeugung, dass die weitere Ausgestaltung
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einer „Informationsgesellschaft für alle“ in Deutschland wie auch weltweit auf
die gestalterische Mitwirkung der Wirtschaft wie auch zivilgesellschaftlicher
Gruppen angewiesen ist.

11. Wird sich die Bundesregierung vor dem Hintergrund, dass sie im Pro-
gramm iD2010 die Zusammenarbeit auf europäischer und globaler Ebene
für die meisten Fragen der IKT-Politik als elementar anerkennt und damit
den Beschlüssen des WSIS-Gipfels folgt, in die auf dem Internet Gov-
ernance Forum in Athen gegründeten „Dynamic Coalitions“ einbringen,
so wie dies Frankreich und Großbritannien bereits tun?

Die Bundesregierung begrüßt, dass als Ergebnis des alle gesellschaftlichen
Gruppen umfassenden Dialogs zur globalen Internet Governance im Rahmen
des Internet Governance Forums der Vereinten Nationen (IGF) sogenannte
Dynamic Coalitions als themenspezifische und internationale Gesprächsplatt-
formen geschaffen werden. Die Entstehung dieser Koalitionen ist aus Sicht der
Bundesregierung ein sichtbares Ergebnis der von ihr nachdrücklich unterstützen
unmittelbaren und gleichberechtigen Einbindung aller gesellschaftlicher Grup-
pen in den IGF-Prozess. Die Bundesregierung prüft derzeit, ob und ggf. in wel-
cher Form sie sich an den derzeit im Aufbau befindlichen Dynamic Coalitions
beteiligen wird.

12. Wird sich die Bundesregierung vor dem Hintergrund, dass sie im Pro-
gramm iD2010 ankündigt, offene Standards in Wirtschaft und Verwaltung
weiter fördern zu wollen, auch in die auf dem Internet Governance Forum
in Athen entstandene „Dynamic Coalition“ zu Open Standards einbrin-
gen?

Basis für eine breite Anwendung von IKT in Wirtschaft und Verwaltung sind of-
fene Standards, die ein Zusammenwirken verschiedener Technologien und
Komponenten in vernetzten Systemen ermöglichen. Die Bundesregierung wird
eng mit der Wirtschaft und den Normungsorganisationen zusammenarbeiten
und diese unterstützen, schneller offene Standards zu etablieren. Dabei wird die
Bundesregierung die Interessen und Belange zivilgesellschaftlicher Gruppen im
gebotenen Umfang berücksichtigen.

13. Plant die Bundesregierung, die im Programm iD2010 angekündigte um-
fassende Geodateninfrastruktur für Deutschland für jedermann frei zu-
gänglich zur Verfügung zu stellen, oder muss für den Zugang mit Kosten
gerechnet werden?

Der von Bund, Ländern und Kommunen in Kooperation mit der Geoinfor-
mationswirtschaft eingeleitete Aufbau der Geodateninfrastruktur Deutschland
(GDI-DE) setzt sich aus den vier Bausteinen „Nationale Geodatenbasis“, „Geo-
daten-Dienste“, „Standards“ und „Netzwerke“ zusammen. Im Einklang mit den
Anforderungen aus dem Umweltinformations- oder dem Informationsfreiheits-
gesetz, aber auch im Rahmen der voraussichtlich im Sommer nächsten Jahres
in Kraft tretenden Richtlinie der Europäischen Union zum Aufbau der Geo-
dateninfrastruktur für Europa (INSPIRE) bekennt sich der Bund bezüglich der
sogenannten Such- und Visualisierungsdienste über Portale auf Bundes-, Lan-
des- und kommunaler Ebene zu einer diesbezüglichen Kostenfreiheit.

Der Download von Daten zur kommerziellen Weiterverwendung ist hiervon zu
trennen. Soweit hierfür Entgelte verlangt werden, sind die im Informationswei-
terverwendungsgesetz (IWG) geregelten Grundsätze, insbesondere die Kosten-
obergrenze, zu beachten.
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Entscheidend für die Bundesregierung ist, dass mit der GDI-DE ein Instrumen-
tarium für nachhaltige politische und administrative Entscheidungsprozesse so-
wie ein qualifiziertes Monitoring zur Verfügung gestellt wird.

14. Welche Pläne hat die Bundesregierung für die Einrichtung und den Betrieb
der im Programm iD2010 genannten elektronischen Bürgerportale?

Mit den Bürgerportalen (Arbeitstitel) sollen Bürgerinnen und Bürger, Wirt-
schaftsunternehmen und Behörden einen Ort im Netz erhalten, von dem aus sie
einfach, sicher und nicht anonym kommunizieren können. Dabei kommt dem
Schutz der personenbezogenen Daten besondere Bedeutung zu. Bürgerportale
sollen natürlichen und juristischen Personen eine sichere und authentische
Adresse im Internet bieten und zudem dazu dienen, dass sich sowohl natürliche
als auch juristische Personen verlässlich im Internet authentisieren können. Bür-
gerportale sollen von zertifizierten privaten oder ggf. auch öffentlichen Pro-
vidern bereitgestellt werden. Durch die Zertifizierung werden genau definierte
Sicherheits- und Vertraulichkeitsniveaus im gesamten Bürgerportalverbund ge-
währleistet. Die Feinkonzeption der Bürgerportale soll Anfang 2007 beginnen.

15. Ist zukünftig ein stärkeres Engagement der Bundesregierung bei den Mög-
lichkeiten der E-Partizipation und der E-Democracy zu erwarten, vor dem
Hintergrund, dass sich das E-Government-Programm der Bundesregie-
rung bislang vor allem als eine Möglichkeit darstellt, Behördeninforma-
tionen online abrufbar zu machen, da die Bundesregierung im Programm
iD2010 unter dem Stichwort „Integration von Bürger und Staat in die In-
formationsgesellschaft beschleunigen“ u. a. E-Government weiter fördern
möchte und sich auch eine der Arbeitsgruppen des IT-Gipfels mit dem
Thema  E-Government befassen wird?

Deutschland insgesamt ist im Bereich der E-Partizipation fortschrittlich. So sind
z. B. 94 Prozent der Unternehmen ab 10 Beschäftigten und 62 Prozent der Haus-
halte im Internet präsent. Damit bekleidet Deutschland im europäischen Ver-
gleich eine Spitzenposition. Die Bundesverwaltung hat dementsprechend in den
letzten Jahren ihre Online-Angebote stark ausgebaut. Die Angebote und Betei-
ligungsmöglichkeiten umfassen allerdings mehr als nur online abrufbare Behör-
deninformationen oder Dienstleistungen. Auf den Webseiten vieler Bundes-
ministerien werden Diskussionsforen angeboten, regelmäßig sind Mitglieder der
Bundesregierung in Chats „zu sprechen“. Um die Nutzung des Internets den-
noch weiter auszubauen, hat die Bundesregierung im Programm iD2010 eine
zielgruppenspezifische Förderung bislang unterrepräsentierter Gruppen (Ju-
gendliche, Frauen, ältere Menschen und Steigerung der Accessibility für behin-
derte Menschen) aufgenommen. Der intensivste Kontakt von Bürgerinnen und
Bürgern mit politischen Entscheidungsträgern findet allerdings nicht auf der
Ebene des Bundes, sondern vielmehr auf Landes- und vor allem auf der kom-
munalen Ebene statt. Dennoch wird die Bundesregierung das Thema auch in
Zukunft fördern und plant, im Jahr 2007 die Möglichkeiten für E-Partizipation
im Rahmen eines Forschungsauftrags zu untersuchen.

Darüber hinaus führt die Bundesregierung seit 2002 Forschungsprojekte zur
praktischen Erprobung von Online-Wahlen als Instrument zur Verbesserung der
Bürgerbeteiligung und als attraktive Alternative bzw. Ergänzung zur Urnen-
oder Briefwahl durch. Aufbauend auf den Ergebnissen des BMWi-Verbundvor-
habens „Wählen in elektronischen Netzwerken (WIEN)“, mit dem der Nachweis
gelungen ist, dass sichere elektronische Wahlen aus geschützten Wahllokalen
möglich sind, soll mit dem bis 2008 laufenden Forschungsvorhaben „vote-
remote“ das Wählen vom Arbeitsplatz und anderen, nicht geschützten Rechnern
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erprobt werden. Hauptziel ist die Entwicklung und prototypische Erprobung
einer Wahlplattform für sichere Online-Wahlen von beliebigen Internetzugän-
gen mit Fokus auf nicht parlamentarische Wahlen (Betriebsrats-, Personalrats-
und Sozialwahlen).

16. Auf welche Weise finden Aspekte des Datenschutzes und des Rechts auf
anonymen Zugang zum Internet und dort angebotenen Diensten Berück-
sichtigung in Bezug auf die Ankündigung der Bundesregierung E-Iden-
tity-Konzepte vorlegen und den elektronischen Personalausweis zur On-
line-Authentifizierung einführen zu wollen?

Werden dies Themen sein, mit denen sich die Arbeitsgruppe „verbraucher-
freundliche Anwendungen“ auf dem IT-Gipfel befasst?

Wird sich die Bundesregierung an der beim IGF entstandenen Dynamic
Coalition on Privacy beteiligen, die unter anderem das Thema „digitales
Identitätsmanagement“ bearbeiten wird?

Aspekte des Datenschutzes und der Datensicherheit werden im Rahmen der Ent-
wicklung von E-Identity-Konzepten und der Ausgestaltung einer Authentisie-
rungsfunktion des elektronischen Personalausweises berücksichtigt. Der BfDI
wird bei den Planungen zu den genannten Vorhaben beteiligt.

Die genannten Vorhaben waren nicht Gegenstand der Arbeitsgruppe „verbrau-
cherfreundliche Anwendungen“ auf dem IT-Gipfel.

Über eine Beteiligung der Bundesregierung an der beim IGF entstandenen
„Dynamic Coalition on Privacy“ ist bisher nicht entschieden worden.

17. Mit welchen konkreten Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung die di-
gitale Integration von Jugendlichen zu fördern, wofür sie sich in ihrem
Programm iD2010, das auch Gegenstand einer Arbeitsgruppe des IT-Gip-
fels sein soll, ausspricht?

Sind außer „Schulen ans Netz“ und „Jugend ans Netz“ weitere Projekte
geplant, die Jugendlichen einen kompetenten Umgang mit Medien vermit-
teln helfen?

Gibt es Überlegungen, Lehrerinnen und Lehrer besser in der Medienkom-
petenzvermittlung auszubilden?

Mit der Bundesinitiative „Jugend ans Netz“ (Projektlaufzeit 07/2002 bis
06/2006) wurde eine Grundlage für informelle Bildung Jugendlicher im Inter-
net für den außerschulischen Bereich geschaffen. Sie hatte zum Ziel, bundes-
weit junge Menschen unabhängig von ihren sozialen oder Bildungshinter-
gründen im außerschulischen Bereich zum aktiven Mitgestalten, vernetzten
Denken und Kommunizieren über das Medium Internet anzuregen. Im Rah-
men der Ausstattungsoffensive wurde mit dem Leasingmodell und dem An-
gebotspaket „Jugend Computer Club“ eine Möglichkeit für Jugendeinrich-
tungen entwickelt und erprobt, sich unabhängig von Investitionsmitteln oder
Förderzuschüssen nachhaltig mit Hard- und Software für die medienpädagogi-
sche Arbeit auszustatten. Das Ausstattungsangebot des hierfür zuständigen
Umsetzungspartners ist auf Dauer angelegt. Die zweite Säule der Bundesini-
tiative, das Jugendportal www.netzcheckers.de, bietet jungen Menschen Inter-
aktion, Information, Kommunikation und Beratung in vielen thematischen
Lebensbereichen. Die Wissenschaftliche Begleitung durch das Kompetenz-
zentrum Informelle Bildung an der Universität Bielefeld hat die bildungs- und
sozialpolitische Debatte um die Förderung sozial benachteiligter Jugendlicher
im Bereich neuer Medien sowohl in der Praxis als auch in der Wissenschaft im
In- und Ausland durch zahlreiche Veröffentlichungen, Träger- und Praxisbera-
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tungen sowie die Internationale Fachtagung „Grenzenlose Cyberwelt“ zu-
kunftsweisend beeinflusst.

In dem am 1. Juli 2006 gestarteten Nachfolgeprojekt „Jugend online“ wird das
Jugendportal www.netzcheckers.de weiterentwickelt. Das Projekt „Jugend On-
line“ soll auf der Basis des Erreichten neue Impulse für das informelle Lernen
im Internet geben und damit die Medienkompetenz junger Menschen stärken
und entwickeln sowie ein kompetentes und aktives Online-Lernen für alle im
Sinne der Chancengleichheit ermöglichen. Die unter dem Stichwort „web 2.0“
diskutierten neuen Nutzungsmöglichkeiten des Internets werden bei der Weiter-
entwicklung des Jugendportals eine wesentliche Rolle spielen.

Chancengleichheit und Teilhabe von Menschen mit Behinderung sind für die
Bundesregierung besondere Anliegen. Im Rahmen des Projekts „barrierefrei
kommunizieren“ erhalten Betroffene, aber auch betreuende Angehörige und
Fachkräfte in der Behindertenhilfe in Printform oder als Datenbank eine Zusam-
menstellung und einen Überblick zu behinderungskompensierenden Techniken.
Sie erhalten durch die Darstellung von Hardware und Software einen Leitfaden
und Orientierungshilfe, die dazu beitragen soll, Berührungsängste abzubauen
und die dazu ermuntern, trotz Behinderung die Chancen von PC und Internet
wahrzunehmen.

Mit dem Projekt „Bundesweites Kompetenz- und Referenzzentrum barrierefrei
kommunizieren“ mit den Standorten Bonn und Berlin steht darüber hinaus ein
Informations-, Beratungs-, Schulungs-, Kommunikations- und Veranstaltungs-
zentrum zur Verfügung. Es richtet seine Angebote bundesweit an Menschen mit
Behinderung, an Verantwortliche in Politik, Wirtschaftsleben und Gesellschaft,
an Multiplikatoren, Multiplikatorinnen, Kostenträger und Einrichtungen, die mit
behinderten Menschen arbeiten. Das Zentrum will dazu beitragen, dass behin-
derte Menschen, ihre Angehörigen sowie professionelles Personal die Chancen
von PC und Internet erkennen.

18. Wie soll das von der Bundesregierung angekündigte Ziel, Jugendliche au-
ßerdem vor „schädlichen Medieninhalten“ zu schützen, erreicht werden?

Mit dem Jugendschutzgesetz des Bundes und dem Jugendmedienschutz-Staats-
vertrag der Länder, die gemeinsam am 1. April 2003 in Kraft getreten sind, soll
insbesondere ein verbesserter Schutz von Kindern und Jugendlichen bei der
Nutzung neuer Medien erreicht werden. Die Evaluation des Jugendschutzgeset-
zes und des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages, die von den Jugendministe-
rinnen und Jugendministern der Länder und des Bundes fachlich begleitet wird,
wird im Jahr 2007 abgeschlossen sein. Dann werden Grundlagen für genaue Be-
funde zur Wirksamkeit und daraus abzuleitender Konsequenzen vorliegen.

Die Bundesregierung misst dem Schutz von Kindern und Jugendlichen vor
schädlichen Medieninhalten jedoch nicht nur auf nationaler Ebene eine hohe Be-
deutung zu. Sie wird sich weiterhin im europäischen und internationalen Bereich
für die Verbesserung des Jugendschutzes in den elektronischen Medien einset-
zen. Die erfolgreichen Bemühungen der Bundesregierung auf diesem Gebiet
haben insbesondere auf der europäischen, aber auch auf der internationalen
Ebene in Vereinbarungen und Dokumenten Niederschlag gefunden.

Das Übereinkommen des Europarats über Computerkriminalität (Convention on
Cybercrime) aus dem Jahre 2001, zu dessen Unterzeichnern Deutschland ge-
hört, enthält Bestimmungen zur Bekämpfung von Straftaten mit Bezug zu
Kinderpornographie (Artikel 9 des Übereinkommens).
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Als Mitglied des Europarates unterstützt Deutschland die gegenwärtige Novel-
lierung des Europäischen Übereinkommens über das grenzüberschreitende
Fernsehen mit eigenen Vorschlägen zu den Jugendschutzvorschriften.

In der Europäischen Union trägt die Bundesregierung die gemeinsamen An-
strengungen zur Verbesserung des Jugendschutzes aktiv mit: Die Bundesregie-
rung hat sich dort stets für die Schaffung von Mindeststandards für den Jugend-
schutz eingesetzt. Sie hat daher bereits bei der Erarbeitung der geltenden EG-
Fernsehrichtlinie 1989 die Einführung entsprechender Regeln nachdrücklich
unterstützt. Derzeit berät der Rat der Europäischen Union einen Vorschlag der
Kommission zur Änderung dieser Richtlinie. Danach soll der Anwendungsbe-
reich der EG-Fernsehrichtlinie auf sogenannte nichtlineare Dienste (Video-on-
Demand-Dienste) ausgeweitet werden. Die Mitgliedstaaten sollen auch hier ver-
pflichtet werden, angemessene Maßnahmen zum Schutz von Minderjährigen zu
ergreifen. Die Bundesregierung begrüßt diesen Vorschlag als einen Beitrag zur
Verbesserung des Jugendschutzes auch im Bereich der sogenannten neuen
Dienste.

Die im Entwurf vorliegende Empfehlung des Europäischen Parlaments und des
Rates der Europäischen Union über den Jugendschutz und den Schutz der Men-
schenwürde und über das Recht auf Gegendarstellung ergänzt die bestehende
Empfehlung 98/560/EG und findet wie diese die Unterstützung der Bundes-
regierung.

Darüber hinaus unterstützt die Bundesregierung das EU-Förderprogramm Safer
Internet Plus 2005–2008 der Europäischen Union, mit dem der seit 1999 lau-
fende Internet-Aktionsplan fortgesetzt wird. Die EU stellt bei Safer Internet Plus
45 Mio. Euro für Projekte zur Bekämpfung illegaler und besonders für Kinder
und Jugendliche gefährlicher Inhalte und zur Verbesserung der Internetsicher-
heit zur Verfügung.

Nach Ansicht der Bundesregierung ist es vor allem im Bereich der Europäischen
Union gelungen, den Jugendmedienschutz deutlich zu stärken. Auf internationa-
ler Ebene hält die Bundesregierung eine weitere Verbesserung für wünschens-
wert. Eine Annäherung der unterschiedlichen Positionen gestaltet sich jedoch
schwieriger als im europäischen Bereich, da die existierenden kulturellen Unter-
schiede auf internationaler Ebene noch stärker ausgeprägt sind.

Über den Schutz vor schädlichen Inhalten hinaus tritt die Bundesregierung dafür
ein, dass für Kinder und Jugendliche insbesondere im Internet zunehmend ver-
trauenswürdige Inhalte und Bereiche bereitgestellt werden. Sie wird dazu im
fachlichen Begleitprogramm der deutschen EU-Präsidentschaft ein Medien-
seminar durchführen, das Wege zur Sicherung von Vertrauen und Vielfalt in den
digitalen Medien aufzeigen sowie Strukturen zur Förderung vorbildlicher Ini-
tiativen erörtern soll. Fragen kind- und jugendgerechter Inhalte in den elektro-
nischen Medien sind hierbei ein besonderer Schwerpunkt.

Staatlicher Jugendschutz und gesetzliche Regelungen allein reichen jedoch
nicht aus. Die gesamte Gesellschaft steht in der Verantwortung, Kinder und
Jugendliche vor schädlichen Einflüssen zu schützen. Um die Öffentlichkeit für
das Thema Kinder und Medien zu sensibilisieren und Eltern sowie pädago-
gische Fachkräfte über elektronische Medienangebote und den kindgerech-
ten Umgang mit ihnen zu informieren, fördert die Bundesregierung u. a. die
Kampagne „SCHAU HIN! Was Deine Kinder machen.“ (www.schau-hin.info).
Darüber hinaus gibt es auch bei der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende
Medien Informationen und Erziehungstipps (Servicetelefon: 0228-376631 –
www.bundespruefstelle.de).
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19. In welcher Weise wird sich die Bundesregierung international gegen Spam
einsetzen, vor dem Hintergrund, dass die Bundesregierung im aktuellen
Telemediengesetz die Versendung von Spam, dessen Absender oder Be-
treff verschleiert ist, als Bußgeldtatbestand eingeführt hat, und da Spam
zumeist aus dem Ausland kommt, internationale Maßnahmen dringend
geboten sind?

Ist eine Teilnahme der Bundesregierung an der auf dem IGF in Athen als
„Dynamic Coalition“ gegründeten Stop-Spam Alliance geplant?

Angesichts der Tatsache, dass die weit überwiegende Zahl aller Spams aus dem
Ausland stammt, wird die Bundesregierung auch weiterhin die internationale
Zusammenarbeit beim Kampf gegen Spam unterstützen. Die Bundesregierung
beteiligt sich insbesondere an der Zusammenarbeit innerhalb der EU, hier vor
allem im Rahmen des Contact Network of Spam Authorities (CNSA), der
OECD (an deren „Anti-Spam-Werkzeugkasten“ sie aktiv mitgewirkt hat) und
der ITU und fördert die Zusammenarbeit durch bilaterale Abkommen. Die auf
dem IGF in Athen als „Dynamic Coalition“ gegründete Stop-Spam Alliance
stellt nach dem derzeitigen Stand eine Plattform für einen besseren Informa-
tionsfluss internationaler Aktivitäten dar. Informationen zu den laufenden Ak-
tivitäten werden unter der URL http://www.stopspamalliance.org/ veröffent-
licht. Dies ist zu begrüßen und wird von der Bundesregierung unterstützt.

20. Werden RFID-Technologien und insbesondere der Aspekt des Daten-
schutzes und der selbst bestimmten Nutzung im Zusammenhang mit die-
sen Technologien Thema einer der Arbeitsgruppen des IT-Gipfels sein, die
sich mit verbraucherfreundlichen Anwendungen befassen soll, vor dem
Hintergrund, dass sich die Bundesregierung im Programm iD2010 für den
verstärkten Einsatz von RFID-Technologien ausspricht?

Wenn nein, auf welche Weise wird sich die Bundesregierung dem Aspekt
des Daten- und Verbraucherschutzes im Zusammenhang mit RFID zuwen-
den?

Aspekte des Daten- und Verbraucherschutzes der RFID-Technologie waren auf
dem IT-Gipfel nicht Gegenstand der Arbeitsgruppe „verbraucherfreundliche
Anwendungen“. Die Bundesregierung misst jedoch Fragen des Daten- und Ver-
braucherschutzes bei RFID-Anwendungen eine wichtige Bedeutung zu, um Ak-
zeptanz und Vertrauen der Verbraucher in diese Technologie zu stärken. So wird
sie im Rahmen einer unter der Federführung des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Technologie zu gründenden RFID-Dialogplattform auch Fragen einer
verbraucherfreundlichen Anwendung von RFID diskutieren. Darüber hinaus ist
vorgesehen, dass im Rahmen einer geplanten Expertenkonferenz „RFID: To-
wards the Internet of Things“, die anlässlich der deutschen EU-Ratspräsident-
schaft am 25. und 26. Juni 2007 in Berlin stattfinden soll, u. a. Fragen des Daten-
und Verbraucherschutzes thematisiert werden. Zudem plant das Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung Maßnahmen zur Sicherstellung und Verbesse-
rung des Datenschutzes durch den Einsatz neuer Technologien.

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass im Hinblick auf das Datenschutz-
recht derzeit kein gesetzgeberischer Handlungsbedarf besteht, da alle bisher bei
der Verwendung von RFID-Chips aufgetretenen Fragen durch das geltende
Bundesdatenschutzgesetz sachgerecht beantwortet werden. Insbesondere ist zu
bedenken, dass das Bundesdatenschutzgesetz bewusst technikneutral gefasst ist,
d. h. auf Technologien aller Art in gleicher Weise Anwendung findet. Diese
Regelungstechnik bietet den Vorteil, dass sie unabhängig von der Art der
eingesetzten Technik ein einheitliches Datenschutzniveau gewährleistet und Ge-
setzesänderungen bei technischen Neuerungen regelmäßig entbehrlich bleiben.
Gleichwohl beobachtet die Bundesregierung die Entwicklung von RFID auf-
merksam auch unter dem Gesichtspunkt des Datenschutzes.
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